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Änderungsantrag 
 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
 
 
 
zu dem Gesetzentwurf  
der Landesregierung  
- Drucksache 17/539 - 
 
zu der Beschlussempfehlung  
des Haushalts- und Finanzausschusses  
- Drucksache 17/822 – 
 
 
 
Gesetzes zur Änderung haushaltswirksamer Landesgesetze (Haushaltsbegleitgesetz 
2017) 
 
 
 
Artikel 2 Nr. 3 wird wie folgt geändert: 
 
Der eingefügte Absatz 3 wird wie folgt gefasst: „Zum 1. Juli 2019 wird die Zuständigkeit für die 
Geltendmachung der nach § 7 UVG übergegangenen Forderungen durch besondere gesetz-
liche Regelungen auf das Land übertragen. Zur Vorbereitung dieser Maßnahme legt die Lan-
desregierung dem Landtag spätestens bis zum 31. Juli 2018 einen Bericht vor, der einen Vor-
schlag zu der beabsichtigten Übertragung der Zuständigkeit und eine Prognose zu deren Aus-
wirkungen enthält. Darüber hinaus berichtet die Landesregierung dem Landtag spätestens bis 
zum 31. März 2019 mit dem Ziel, den Bedarf für eine Anpassung der in Absatz 1 und 2 ge-
troffenen Regelungen an die tatsächliche Belastung der betroffenen Kostenträger unter Be-
rücksichtigung aller kostensteigernden und – senkenden Faktoren zu ermitteln, wobei die 
Kommunen gegenüber dem Stand vom 31. Dezember 2016 nicht stärker mit Kosten belastet 
werden sollen. Gegenstand des Berichts sind die Auswirkungen der in Absatz 1 und Absatz 2 
getroffenen Regelungen, insbesondere die Entwicklung der Leistungsausgaben und der nach 
§ 7 UVG eingegangenen Beträge sowie von Entlastungstatbeständen.“ 
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Begründung 
 
Die Änderung ist notwendig, um für die Kommunen eine verbindliche Planungsgrundlage hin-
sichtlich des Übergangs des sogenannten Rückgriffs zu schaffen. Zur besseren Übersicht ist 
daher der gesamte dritte Absatz zusammenhängend im Änderungsantrag dargestellt worden. 
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